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TÜRKEI

ExodusamBosporus

Alte Feindbilder sind
abhanden gekommen,

dietraditionelle politische
Klassehat ausgedient. In
der Türkei vollzieht sich

eintiefgreifender
Wandel.

Besorgt rief der Chef des
Internationalen Währungs-
fonds (IWF), Horst Köhler,
vergangene Woche den türki-
schen Wirtschaftsminister
Kemal Dervis an, umzu fra-
gen, ob alles beim Rechten
sei. Schließlich hat der Wäh-
rungsfonds der Türkei insge-
samt 30 Milliarden US−Dollar
geliehen − die größte Kredit-
vergabe an einen Staat in der
Geschichte des IWF. Dervis
ist die Vertrauensperson der
Finanzmärkte i m türkischen
Kabinett, in das er nach der
Wirtschaftskrise i m Februar
2001 als parteiloser Techno-
krat geholt worden war.
Nach dem Massenexodus

von Ministern und Abgeord-
neten aus der Demokrati-
schen Linkspartei (DSP) des
Ministerpräsidenten Bülent
Ecevit legte auch Dervis sein
Amt nieder. Er verhehlte
nicht, dass er ander Seitedes
ebenfalls zurückgetretenen
Außenministers Ismail Cem
und des Staatsministers Hü-
samettin Özkan an der Bil-
dung einer neuen Partei mit-
wirken will.
Nur nach Bitten des

Staatspräsidenten Necdet Se-
zer und Ecevits ließ er sich
darauf ein, seinen Rücktritt
nicht wirksamwerden zulas-
sen. "Es ist unmoralisch,
wenn Dervis i m Kabinett
bleibt", drohtedaraufhin Dev-
let Bahceli, der Führer der
rechtsextremen Partei der
Nationalistischen Bewegung
(MHP). "Er wird Regierungs-
geheimnisse verraten", warn-
teseinStellvertreter Yahnici.
Faktisch ist die Regierung

am Ende, vorgezogene Neu-
wahlen sind unausweichlich.
Ecevits Partei, einst diestärk-
ste Fraktioni mParlament, ist
binnen weniger Tage zur
drittstärksten Fraktion zu-
sammengeschrumpft. MHP−

Politiker vermuten ein "Kom-
plott der internationalen Fi-
nanzmächte, umdie Koalition
zustürzen".

Ruinen der politischen
Klasse
Der Verdruss über die poli-

tischen Parteien i m Parla-
ment ist allgegenwärtig. Mei-
nungsumfragenzufolgehaben
alle Parteien Schwierigkeiten,
bei den Wahlen die Zehn−Pro-
zent−Hürdezuüberspringen.
Die MHP, die aus den fa-

schistischen Schläger− und
Mörderbanden der siebziger
Jahre hervorgegangenist und
dieihre Ursprünge nichtleug-
net, ist eine Truppe, die ge-
horsam die Anweisungen ih-
res Parteiführers vollstreckt.
Ihre Wählersti mmen verdank-
te sie der nationalistischen
Hysterie in der Kurdenfrage,
dem bewaffneten Kampf der
PKKin den kurdischen Regio-
nen, demFeindbild Abdullah
Öcalan. Ihre Propaganda kam
erst bei den Begräbnissen
getöteter Soldaten zur vollen
Wirkung.
Und heute? Die PKK hat

sichaufgelöst und Öcalanent-
wickelte sich i m Gefängnis
zum biederen, staatstreuen
Friedensengel. Es gibt kaum
mehr ein Feld, auf dem sich
die MHP profilieren könnte.
Immer wieder die Vollstre-
ckung der Todesstrafe an
Öcalan zu fordern, ersetzt
noch kein politisches Pro-
gramm. Ecevits DSPist kaum
als politische Partei zu be-
zeichnen. Sie ist ein Zusam-
menschluss fügsamer Par-
teigänger unter dem zur Le-
gende gewordenen Ecevit. Je-
de innerparteiliche Bewe-
gung, die dem Vorsitzenden
unbequemist, wird von der
Oberaufpasserin der Partei,
von Ehefrau Rahsan Ecevit,
i mKei merstickt.

Von solchen Zuständen
könnte die Opposition profi-
tieren. Doch weit gefehlt. Die
ehemalige Ministerpräsiden-
tin Tansu Çiller hat die DYP
(die Partei des Rechten We-
ges) ruiniert. Selbst die Sti m-
men ihrer traditionellen bäu-
erlichenKlientel sindder DYP
nicht mehr sicher.
AlleindieislamistischePar-

tei für Gerechtigkeit und Ent-
wicklung (Ak Parti) unter
demehemaligen Oberbürger-
meister Istanbuls, Tayyip Er-
dogan, könnte, angesichts
maroder Parteien der Mitte,
attraktiv für Protestwähler
sein. Doch seit der politi-
schen Krise, die 1997 unter
demislamistischen Minister-
präsidentenNecemettinErba-
kan ausbrach, ist der politi-
scheIslamimNiedergang.

Hoffnung Europa
Inder Türkei scheint es nur

ein politisches Projekt zu ge-
ben, das die Gemüter bewegt
und demsich die Nation vor-
behaltlos verschrieben hat:
den Beitritt in die Europäi-
schen Union. Der EU−Gipfel in
Kopenhagen, der i m Dezem-
ber diesen Jahres stattfinden
soll, ist für die türkische In-
nenpolitik von zentraler Be-
deutung. Die EUhat zugesagt,
die Beitrittsverhandlungenzu
beginnen, wenndie Türkei bis
dahin die Kriterien erfüllt.
Doch die Abschaffung der To-
desstrafe, die Schaffungeines
kurdischsprachigen Fernse-
hens und die Einführung von
Kurdisch−Unterricht in Schu-
lensindfür die MHPeinrotes
Tuch. Sie blockierte entspre-
chende Gesetzesvorlagen der
Regierung. Das war der An-
fangvomEnde.
An der fixen Idee vomEU−

Beitritt kommt mittlerweile
i minnenpolitischen Kampf in
der Türkei niemand mehrvor-

Die bestenJahre
sindvorbei:
Premierminister
Bülent Ecevit
(der zweite von
links) marschiert
mit demVorsit-
zenden der Natio-
nalistischen Be-
wegungDevlet
Bahceli (rechts)
zumAtatürk−
Mausoleum
(Juni 1999).
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bei. Das Versprechen Europa
ist auchderideologische Kitt,
der den Massenprotest gegen
das vom Währungsfonds dik-
tierte Umstruktierungspro-
grammverhindert. Auch Kur-
den und Islamisten sti mmen
heutein das Lied ein, mit der
EU−Mitgliedschaft werde alles
besser.

Die Macht der
Korruption
Die Dissidenten in Ecevits

DSP zwangen durch ihren
Rücktritt die Koalition in die
Knie und werden aller Wahr-
scheinlichkeit nach vorgezo-
gene Neuwahlendurchsetzen.
Doch ein radikalerer Um-
bruch als eine einfache Neu-
wahl steht an. Die neue Par-
tei, die sich formiert, wird
in ihrer Programmatik zwi-
schen deutscher Sozialdemo-
kratie und Tony Blairs La-
bour stehen. Und i m Gegen-
satz zu dentraditionellentür-
kischen Parteien, in welchen
die Parteiführer diktatorische
Verfügungsgewalt ausüben
konnten, will sie versuchen,
die Partei mitglieder einzube-
ziehen.
An der Spitze der Bewe-

gung steht eine Troika mit
demehemaligen Außenminis-
ter Ismail Cem, Ecevits Orga-
nisationstalent Hüsamettin
Özkan und Dervis, der offen-
sichtlich von der Politik
schonträumte, als er nochVi-
zechef der Weltbank war.
Es ist ein Gespann, das die

Konzerne mit geballter Macht
− auch mit ihrer Medienmacht
− unterstützen. Die Korrupt-
heit der etablierten Parteien
und des politischen Systems
ist zur Bedrohungderinterna-
tionalen Märktegeworden.
Bei Meinungsumfragen vor

den Massenaustrittenaus der
DSP wussten 70 Prozent der
Türken nicht, welcher Partei
sieihre Sti mme geben sollen.
Wesentliche Ursache dieser
politischen Ratlosigkeit ist
der wirtschaftliche Einbruch
vom Februar vergangenen
Jahres.
Bei der Gründung der Drei−

Parteien−Koalition unter Mi-
nisterpräsident Bülent Ecevit
waren sich die drei politisch
sounterschiedlichenParteien
bei der Formulierung des Re-
gierungsprogramms schnell
einiggewesen. Umdiezustän-
digen Ministerien, denen
staatlicheBankenoderstaats-
eigene Betriebe zugeordnet
sind, war dagegen erbittert
gefeilscht worden. Die Aus-
sicht auf Bereicherung war
wohl zuverlockend.
Nachdemdas Systemkolla-

bierte, machte der Währungs-
fonds weitere Kredite davon
abhängig, dass Dervis als Auf-
passer ins Kabinett geschickt
würde. Und Ungeheuerliches
passierte. Der Industriellen-
verband Tüsiad forderte ein
Demokratisierungs− und Anti−
Korruptionsprogramm, dasin
einem radikal−demokrati-
schen Ton gehalten war. Und
die Gewerkschaften applau-
dierten.
Ungeheuerlich ist auch,

dass Dervis als Manager eines
Austeritätsprogramms höchs-
te politische Popularität ge-
nießt, die er nun auch einzu-
setzen versucht. Nur die Aus-
sicht auf ein Ende der Verar-
mung mit Hilfe des Auslands

wirkt heute in der Türkei
noch mobilisierend.
Die Paranoia warlange Zeit

der Stoff für Politikerredenin
der Türkei. Das von äußeren
und inneren Feinden bedroh-
te Land, das einen Überle-
benskampf gegen den Rest
der Welt führt: gegen das
böse Griechenland, das terro-
ristische Syrien und den Got-
tesstaat Iran, ganz zu schwei-
gen von Saddam Hussein i m
benachbartenIrak. ImInnern
drohten zersetzende Kommu-
nisten, separatistische Kur-
den und islamische Ex-
tremisten.
All die Feindbilder haben

sich in den vergangenen Jah-
reninLuft aufgelöst. Der grie-
chische Außenminister und
sein türkischer Amtskollege
küsstensichi mZuge der grie-
chisch−türkischen Annähe-
rung öffentlich. Griechisch−
türkischeFreundschaft ist an-
gesagt, Athen und Ankara be-
werben sich gemeinsam um
die Austragung der Fußball-
europameisterschaft.
Die syrische Grenze ist ru-

hig wie eh und je. Mit dem
Iran betreibt man gute Ge-
schäfte, ebenso wie mit dem
Irak, der als Inkarnation des
Bösen nach dem Willen der
Bush−Regierung das nächste
Angriffsziel sein soll. Die
Kommunisten sind keine
Kommunisten mehr, und Kur-
denführer Abdullah Öcalan, in
Augen des türkischen Staates
der Top−Terrorist, preist von
seiner Zelle aus Frieden, Frie-
den und nochmals Frieden.
Selbst die Islamisten entpup-
pen sich als staatstreue, bie-
dere Bürger.
Die politische Krise in der

Türkei ist aucheine Krise der
von den etablierten Parteien
betriebenen Ideologieproduk-
tion, die ihren Rohstoff aus
Feindbildern bezog. Esist der
Wunsch nach einer modera-
ten Mitte, die die Demokrati-
sierung und die von der EU
geforderten Reformen voran-
treibt, die politisch mobili-
siert. Und es ist eine Ironie
der Geschichte, dass die vom
repressiven Staat marginali-
sierten Bewegungen− die kur-
dische HADEP (die Demokra-
tiepartei des Volkes) und die
islamistischen Strömungen −
eine solche Partei der Mitte
unterstützen werden.
Die Vorboten des politi-

schen Umbruchs waren die
Ereignisse nach dem Erfolg
der türkischen Nationalelf bei
der Fußballweltmeister-
schaft. Diestädtischen Mittel-
schichten, in ihrem Selbst-
wertgefühl bestärkt, erober-
ten die StraßenIstanbuls, um
der Nationalelf zuzujubeln,
während alle Politiker, die
sichinihre Nähe wagten, aus-
gepfiffen wurden.
Die MHP, dieeigentlichkein

Fußballereignis auslässt, um
nationalistische und Propa-
ganda zu betreiben, war nach
dem wichtigsten Erfolg des
türkischen Fußballs nicht auf
den Straßen präsent. Die bür-
gerliche Mitte hatte zumin-
dest nach der WMdie politi-
sche Hegemonie. Linke, Isla-
misten und Kurden waren
zwar dabei, aber nur in der
Rolle von Hilfstruppen. Nach
diesem Vorbild könnte sich
jetzt die Parteienlandschaft
organisieren.

ÖmerErzeren, Istanbul
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